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DIE SITUATION BETREFFEND WESTSAHARA26 
 

Beschluss 

 Auf seiner 6951. Sitzung am 25. April 2013 beschloss der Sicherheitsrat, den Vertreter Spaniens 
gemäß Regel 37 seiner vorläufigen Geschäftsordnung einzuladen, ohne Stimmrecht an der Erörterung des 
folgenden Punktes teilzunehmen: 

„Die Situation betreffend Westsahara 

Bericht des Generalsekretärs über die Situation betreffend Westsahara (S/2013/220)“. 
 

Resolution 2099 (2013) 
vom 25. April 2013 

 
30. April 2007, 1783 (2007) vom 31. Oktober 2007, 1813 (2008) vom 30. April 2008, 1871 (2009) vom 
30. April 2009, 1920 (2010) vom 30. April 2010, 1979 (2011) vom 27. April 2011 und 2044 (2012) vom 
24. April 2012, 

 in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, den Parteien bei der Herbeiführung einer gerechten, dauer-
haften und für beide Seiten annehmbaren politischen Lösung behilflich zu sein, die die Selbstbestimmung 
des Volkes von Westsahara im Rahmen von Regelungen vorsieht, die mit den Grundsätzen und Zielen der 
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 Kenntnis nehmend von den vier unter der Schirmherrschaft des Generalsekretärs durchgeführten Ver-



Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2012 bis 31. Juli 2013 

27
 

einten Nationen und des beigeordneten Personals bei der Wahrnehmung seines Mandats zu gewährleisten, 
im Einklang mit den bestehenden Vereinbarungen; 

 4. begrüßt die von den Parteien eingegangene Verpflichtung, den Prozess der Vorbereitung einer 
fünften Verhandlungsrunde fortzusetzen, und erinnert daran, dass er sich der in dem Bericht des General-
sekretärs vom 14. April 2008 enthaltenen Empfehlung angeschlossen hat, wonach es für Verhandlungsfort-
schritte unerlässlich ist, dass die Parteien Realismus und einen Geist des Kompromisses beweisen30; 

 5. fordert die Parteien auf, weiter den politischen Willen zu zeigen und in einer dem Dialog förder-
lichen Atmosphäre zu arbeiten, um in eine intensivere und stärker sachbezogene Verhandlungsphase einzu-
treten, und so die Durchführung der Resolutionen 1754 (2007), 1783 (2007), 1813 (2008), 1871 (2009), 
1920 (2010), 1979 (2011) und 2044 (2012) und den Erfolg der Verhandlungen sicherzustellen; 

 6. bekräftigt seine nachdrückliche Unterstützung für die Entschlossenheit, mit der der Generalse-
kretär und sein Persönlicher Gesandter für Westsahara in diesem Zusammenhang auf eine Lösung der 
Westsahara-Frage hinarbeiten, und fordert erneute Treffen und die Verstärkung der Kontakte; 

 7. fordert die Parteien auf, die Verhandlungen unter der Schirmherrschaft des Generalsekretärs oh-
ne Vorbedingungen und in redlicher Absicht unter Berücksichtigung der seit 2006 unternommenen An-
strengungen und der späteren Entwicklungen fortzusetzen, mit dem Ziel, eine gerechte, dauerhafte und für 
beide Seiten annehmbare politische Lösung herbeizuführen, die die Selbstbestimmung des Volkes von 
Westsahara im Rahmen von Regelungen vorsieht, die mit den Grundsätzen und Zielen der Charta der Ver-
einten Nationen im Einklang stehen, und verweist auf die Rolle und die Verantwortlichkeiten der Parteien 
in dieser Hinsicht; 

 8. bittet die Mitgliedstaaten, für diese Gespräche angemessene Unterstützung zu gewähren; 

 9. ersucht den Generalsekretär, den Sicherheitsrat regelmäßig, mindestens jedoch zweimal jährlich 
über den Stand und den Fortgang dieser unter seiner Schirmherrschaft geführten Verhandlungen, über die 
Durchführung dieser Resolution sowie über Schwierigkeiten bei den Einsätzen der Mission und die zu ihrer 
Bewältigung ergriffenen Maßnahmen zu unterrichten, bekundet seine Absicht, zur Entgegennahme und 
Erörterung dieser Unterrichtungen zusammenzutreten, und ersucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht 
ferner, weit vor Ablauf des Mandatszeitraums einen Bericht über die Situation in Westsahara vorzulegen; 

 10. begrüßt es, dass die Parteien und die Nachbarstaaten zugesagt haben, regelmäßige Treffen mit 
dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen abzuhalten, um vertrauensbildende 
Maßnahmen zu prüfen und nach Möglichkeit zu erweitern, und unterstützt in dieser Hinsicht das Ersuchen 
des Generalsekretärs, für die Durchführung des erweiterten Familienbesuchsprogramms zusätzlich sechs 
Polizisten der Vereinten Nationen bereitzustellen; 

 11. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, freiwillige Beiträge zur Finanzierung vertrauens-
bildender Maßnahmen, die Besuche zwischen voneinander getrennten Familienmitgliedern ermöglichen, 
sowie sonstiger von den Parteien vereinbarter vertrauensbildender Maßnahmen zu leisten; 

 12. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass die Nulltoleranzpolitik der Vereinten Nationen gegenüber sexueller Ausbeutung und 
sexuellem Missbrauch in der Mission uneingeschränkt beachtet wird, und den Rat unterrichtet zu halten, 
und fordert die truppenstellenden Länder nachdrücklich auf, angemessene Präventivmaßnahmen, darunter 
ein einsatzvorbereitendes Sensibilisierungstraining, sowie andere Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzu-




